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Die nächste Sitzung des 
 
AUSSCHUSSES FÜR SOZIALES, ARBEIT UND 
INTEGRATION 
 
findet statt am 
 
Donnerstag, 30. März 2017, um 17:00 Uhr 
 
in Sitzungssaal 1, Schmiedestraße 2, 3. OG. 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende des Ausschusses, Cansu Özdemir (Fraktion DIE LINKE), bittet die Mitglieder 
sowie ständigen Vertreter und Vertreterinnen, an dieser Sitzung teilzunehmen. 
 

Tagesordnung: 

1.    
 

Situation der geflüchteten Menschen in Hamburg 
(Selbstbefassung gem. § 53 Absatz 2 der Geschäftsordnung der 
Hamburgischen Bürgerschaft) 

hier: Ausbau der Folgeunterkünfte 

2.  Drs.  
21/7105 

Haushaltsplan-Entwurf 2017/2018, Einzelplan 4 Behörde für Arbeit, 
Soziales, Familie und Integration, Aufgabenbereich 255 Arbeit und 
Integration, Produktgruppe 255.03 Integration, Opferschutz, 
Zivilgesellschaft: Gründung einer Recherche- und Informationsstelle 
Antisemitismus 
(Antrag CDU) 

 

3.  Drs.  
21/4569 

Wie sind die Situation und der Sachstand der öffentlichen Unterbringung 
in Hamburg? 
(Große Anfrage Fraktion DIE LINKE) 
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4.  Drs.  
21/5639 

Bürgerschaftliches Ersuchen vom 24. Juni 2015: "Stärkung der 
Öffentlichen Rechtsauskunft und Vergleichsstelle (ÖRA) zur 
Verbesserung der Beratung für Leistungsempfänger nach SGB II in 
Hamburg"  
(Bericht Präsident/in der Bürgerschaft) 

 

5.  Drs.  
21/6820 

Errichtung der -Stiftung Anerkennung und Hilfezur Einrichtung eines 
Hilfesystems für Menschen, die als Kinder und Jugendliche in stationären 
Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. in stationären psychiatrischen 
Einrichtungen Unrecht und Leid erlitten haben 
(Antrag Senat) 

 

6.   Verschiedenes 

 


